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Mitverschulden des Absenders bei 
Übergabe einer Sendung an betrü-
gerischen, via Frachtbörsen beauf-

tragten Frachtführer? 
 
Schadensfälle, verursacht dadurch, dass 
sich ein via Frachtenbörse beauftragter (be-
trügerischer) vermeintlicher Frachtführer in 
den Besitz von Sendungen setzt, um diese 
(vorsätzlich und rechtswidrig) zu unter-
schlagen, nehmen seit Jahr und Tag zu.  
 
Die entstandenen Schäden sollen sich auf 
mehrere hundert Millionen Euro summieren.  
 
Entsprechend sind auch wir vermehrt mit 
der Bearbeitung solcher Schäden befasst.  
 
Und zwar sowohl bei der Überprüfung der 
Deckungspflicht für die Verkehrshaftungs-
versicherer der beauftragenden Spediteure, 
als auch mit der Regressierung solcher 
Schäden gegenüber dem vertraglichen 
Spediteur/Frachtführer für Transportversi-
cherer.  
 
 
Jüngst haben wir vor dem Landgericht Lü-
beck ein Verfahren mit dem Aktenzeichen 
13 O 23/13 für einen Transportversicherer 
geführt.  
 
Der von uns in Anspruch genommene 
Frachtführer hat – via Frachtenbörse – ei-
nen betrügerischen vermeintlichen Fracht-
führer aus Bosnien (ohne genauere Über-
prüfung) beauftragt. Der (vermeintliche) 
bosnische Frachtführer hat sich der Partie 
(Vogelfutter), (gestohlen wird offensichtlich 
alles (?)) vorsätzlich und rechtswidrig be-
mächtigt. 
 

Die Entscheidung des  
Landgerichts Lübeck 

 
Das Landgericht Lübeck, hat mit Urteil vom 
14.01.2014 den von uns in Anspruch ge-
nommenen vertraglichen Frachtführer (nur) 
zur Zahlung von 2/3 des unserer Mandant-
schaft entstandenen Schadens verurteilt. 
 

 
Und zwar mit (insoweit noch) zutreffen-
der Begründung, dass dem bosnischem 
Frachtführer das Vogelfutter übergeben 
wurde, sich der bosnische Frachtführer 
der Sendung vorsätzlich und rechtswid-
rig bemächtigt habe, womit gleichzeitig 
ein qualifiziertes Verschulden feststehe, 
welche sich die Beklagte nach Art. 3 
CMR zurechnen zu lassen hat.  
 
Allerdings hat das Landgericht Lübeck 
nach Art. 17 Abs. 2 CMR i.V.m. Art. 17 
Abs. 5 CMR, § 278 BGB ein Mitver-
schulden der Versicherungsnehmerin 
unserer Mandantschaft von 1/3 ange-
nommen.  
 
Und zwar mit der Begründung, dass die 
Mitarbeiter des Lagerhauses, bei wel-
chem der bosnische Frachtführer die 
Sendung übernommen hat, als Erfül-
lungsgehilfen der Versicherungsnehme-
rin unserer Mandantin zu qualifizieren 
wären.  
 
Und die Mitarbeiter des Lagerhauses – 
nach Auffassung des Landgerichts Lü-
beck – verpflichtet gewesen wären, die 
Personalien des Fahrer festzustellen und 
das Fahrzeug zu überprüfen, da in der 
Speditionsbranche bekannt sei, dass es 
immer wieder zu Unterschlagungen bei 
dem transportierenden Gut kommt.  
 

Kritik 
 
Wir erachten die Entscheidung des 
Landgerichts Lübeck insoweit als unrich-
tig.  
 
Abgesehen davon, das fraglich er-
scheint, ob die Mitarbeiter eines Lager-
hauses, in welchem ein Frachtführer ein 
Gut abzuholen hat, tatsächlich als Erfül-
lungsgehilfen des Absenders zu qualifi-
zieren sind, hat das Landgericht Lübeck 
für sich übersehen, dass die Versiche-
rungsnehmerin unserer Mandantschaft 
als Absender eben gerade nicht in der 
Speditionsbranche tätig gewesen ist.  
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In der Speditionsbranche war demgegen-
über die Beklagte tätig.  
 
Mit der Auffassung des Landgerichts Lü-
beck, musste der Beklagten daher auch 
bekannt sein, dass es regelmäßig zu Unter-
schlagungen von zu transportierendem Gut 
kommt.  
 
Entsprechend wäre es Sache der Beklagten 
gewesen, der Versicherungsnehmerin unse-
rer Mandantschaft konkrete Vorgaben zu 
machen, ob überhaupt und ggf. wie die Le-
gitimität des abholenden Frachtführer zu 
überprüfen ist (beispielsweise durch Ein-
sicht und Kopieren des Personalpapiere des 
Fahrers, der Aufnahme des Kennzeichens 
des abholenden Lkw, das Kopieren der 
Fahrzeugpapiere, o.ä.) entsprechende Vor-
gaben hat die Beklagte jedoch nicht ge-
macht.  
 
So dass bereits nicht zu erkennen ist, wor-
aus sich eine weitergehende Verpflichtung 
des Absenders bzw. „einfacher“ Mitarbeiter 
eines Lagerhauses wohl ergeben sollte? 
 
 
Das Landgericht Lübeck hat aber auch und 
insbesondere übersehen, dass es in der 
Natur der hier interessierenden Schäden 
liegt, dass das Gut tatsächlich an den 
Frachtführer übergeben wurde, an welchen 
das Gut auch übergeben werden sollte, sich 
der betrügerische Frachtführer dann aber – 
regelmäßig unter Vortäuschung seiner Legi-
timation und gefälschter Versicherungspa-
piere, pp. – vorsätzlich und rechtswidrig des 
Gutes bemächtigt.  
 
So dass selbst wenn man ein Mitverschul-
den des Absenders unterstellen wollte, ein 
etwaiges Mitverschulden für den Eintritt des 
Schadens jedenfalls nicht kausal geworden 
ist, da – s. o. – das Gut ja letztlich eben an 
den Frachtführer übergeben wurde, an wel-
chen das Gut auch übergeben werden soll-
te.  
 
 
Das Landgericht Lübeck hat darüber hinaus 
übersehen, dass beweispflichtig für ein Mit-
verschulden der Absenderin und dessen 
Ursächlichkeit für den streitgegenständli-

chen Schaden naturgemäß die Beklagte 
gewesen wäre.  
 
Nun aber, – allgemein bekannt – auch 
bei einer Aufnahme der Personalien der 
Fahrer und der Fahrzeugkennzeichen, 
die unterschlagenen Güter regelmäßig 
nicht wieder zu erlangen sind, da – auch 
das liegt in der Natur der Sache – fragli-
che Güter regelmäßig unverzüglich au-
ßer Landes gebracht und verwertet wer-
den.  
 

Berufung eingereicht  
 

Wir haben daher mit entsprechender und 
weitergehender Begründung gegen die 
Entscheidung des Landgerichts Lübeck 
Berufung bei dem OLG Schleswig einge-
reicht, über welche noch nicht entschie-
den ist.  
 
Über den Fortgang der Angelegenheit 
werden wir daher angelegentlich berich-
ten.  
 
Benjamin Grimme 
Rechtsanwalt 
 
Schlagworte: Betrug, Frachtenbörse, Art. 17 
CMR, Art 3 CMR, Art. 9 CMR, § 254 BGB; § 278 
BGB 
 
 
 

Diebstahl aus Kurierfahrzeug in 
Hamburg als leichtfertig zu qua-

lifizieren 
 
Das Landgericht Hamburg hat in seinem 
Verfahren Aktenzeichen 334 O 220/12 
mit Urteil vom 25.04.2013 den Beklagten 
antragsgemäß zur Zahlung von Scha-
densersatz an die Klägerin verurteilt.  
 
Die Klägerin nahm als Verkehrshaf-
tungsversicherer den Beklagten wegen 
eines Sendungsverlustes auf Schadens-
ersatz in Anspruch.  
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Der Beklagte war seitens der Versiche-
rungsnehmerin beauftragt worden, eine 
Sendung Schmuck innerhalb Hamburgs 
zuzustellen. Der Schmuck befand sich in 
einem Wertumschlag. Der Beklagte über-
nahm die fragliche Sendung und lieferte 
diese jedoch nicht bei dem Endempfänger 
ab. Am Tag der Übernahme erstattete er 
um 17:25 Uhr bei einer Polizeidienststelle in 
Hamburg Strafanzeige. Er teilte mit, er habe 
sein Fahrzeug auf einen Parkplatz an der 
Drattelnstraße abgestellt. In das Fahrzeug 
sei eingebrochen worden und die streitge-
genständliche Sendung entwendet worden. 
Die Sendung hatte einen Wert von EUR 
25.000,00. Die Klägerin erstattete an ihre 
VN einen Betrag in Höhe von EUR 
21.071,33 und machte diesen Betrag im 
Wege der Klage gegenüber dem Beklagten 
geltend.  
 
Die Klägerin hat in dem Verfahren ausge-
führt, dass der Diebstahl auf dem Parkplatz 
nur vorgetäuscht sei. Der Beklagte selbst 
habe den Wertumschlag an sich genom-
men. Zumindest sei der Schaden jedoch 
leichtfertig herbeigeführt worden, so dass 
der Beklagte sich auf etwaige Haftungsbe-
grenzungen nicht berufen könne.  
 
Der Beklagte hat hiergegen eingewandt, er 
habe das Fahrzeug auf einem Parkplatz 
abgestellt und die Sendung im Führerhaus 
verwahrt. Es sei in das Fahrzeug eingebro-
chen worden und die Warensendung ent-
wendet worden.  
 
Der Beklagte ist antragsgemäß verurteilt 
worden. In seinen Entscheidungsgründen 
hat das Landgericht Hamburg ausgeführt, 
dass dahingestellt bleiben könne, ob der 
Verlust auf einer von dem Beklagten vor-
sätzlich begangenen Straftat beruht. Jeden-
falls habe er für den Schaden einzustehen, 

da er zumindest leichtfertig den Schaden 
verursacht habe.  
 
Das Landgericht war zu der Überzeu-
gung gelangt, dass sowohl das objektive 
Merkmal der Leichtfertigkeit als auch das 
subjektive Element verwirklich worden 
sei. 
 
Der Kleintransporter, mit dem der Be-
klagte die Sendung transportiert hatte, 
war mit einem Logo „E… Logistik“ ver-
sehen. Es stand daher bereits für Vor-
beigehende zu vermuten, dass sich in 
dem Fahrzeug wertvolle Sendungen 
befinden würden. Ferner war zu berück-
sichtigen, dass der Beklagte den Trans-
porter am späten Nachmittag im Oktober 
im Bereich Drattelnstraße in Hamburg 
Wilhelmsburg abgestellt hatte. Eine Not-
wendigkeit für dieses Abstellen gab es 
nicht, sondern vielmehr wollte der Be-
klagte die Gelegenheit nutzen, um sich 
in der Nähe bei einem potenziell neuen 
Arbeitgeber nach einer Arbeitsstelle zu 
erkundigen.  
 
Bei der Polizei hatte der Beklagte ange-
geben, dass er das Fahrzeug auf dem 
Parkplatz des Schwimmbades abgestellt 
habe. Es handelte sich hierbei um einen 
leeren Platz und aufgrund der Uhrzeit 
setzte bereits die Dämmerung ein. Der 
Warenwert war dem Beklagten bewusst. 
Die Sendung war in einer als Wertsen-
dung erkennbaren Tüte enthalten und 
war diese im Führerhaus so gelegen, 
dass die für jemanden, der gezielt ins 
Fahrzeug hineinschaut, sichtbar und 
auch als Werttüte erkennbar lag.  
 
Der Beklagte hat sich mithin in ganz er-
heblicher Weise die Sicherungsinteres-
sen seines Vertragspartners verletzt und 
war in vorwerfbarer Weise das Risiko 
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eingegangen, dass die Sendung aus dem 
Fahrzeug gestohlen werde würde. 
 
Da das Schwimmbad, auf dessen Parkplatz 
das Fahrzeug abgestellt war, abgerissen 
werden sollte, war das Schwimmbad nicht 
mehr in Betrieb. Es gab also auf dem Park-
platz keinen Besucherverkehr. Im Übrigen 
hatte die Dämmerung bereits eingesetzt. 
Dass der Parkplatz sich in der Nähe einer 
Schule befand, war in dem Zusammenhang 
unerheblich. Es handelte sich um einen 
Freitag, so dass gegen 17:00 Uhr der 
Schulbetrieb längstens eingestellt war. Die 
Abstellsituation war deshalb besonders ge-
eignet, potenzielle Diebe anzulocken und 
bot einen hohen Diebstahlanreiz, da ein 
Dieb nicht mit seiner Entdeckung rechnen 
musste.  
 
Da es des weiteren für das Abstellen keinen 
betrieblichen Grund gab, hätte sich dem 
Beklagten der Gedanke aufdrängen müs-
sen, die Sendung zunächst bei der wenig 
entfernten Entladestelle abzugeben, um 
sich erst danach seinen privaten Belangen 
zu widmen.  
 
Angela Schütte 
Rechtsanwältin  
Fachanwältin für Transport- und Speditions-
recht 
 
Schlagworte: Leichtfertigkeit bei Abstellen eines Kurier-

fahrzeugs in Hamburg, § 425, 435 HGB 

 

 

Übernahme von Bußgeldern ist 
nicht – mehr - lohnsteuerfrei  

Mit einem kürzlich veröffentlichten Urteil 
(BFH, Urt. v. 14.11.2013 – Az. VI R 36/12) 
hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass 
der Arbeitgeber, welcher betrieblich veran-
lasste Bußgelder seiner Mitarbeiter über-

nimmt, hierauf auch noch Lohnsteuer 
abzuführen hat.  

Im konkreten Fall hatte ein Spediteur an 
seine Fahrer Bußgelder erstattet, welche 
gegen diese wegen Lenkzeitverstößen 
verhängt worden waren Im Rahmen ei-
ner Betriebsprüfung waren diese Zah-
lungen dann nachträglich vom Finanz-
amt der Lohnsteuer unterworfen worden. 

Der Lohnsteuerpflicht unterliegen nach § 
19 EStG Einkünfte aus nichtselbständi-
ger Arbeit, wozu u.a. Bezüge und sons-
tige Vorteile zählen, wenn sie Entloh-
nungscharakter in Bezug auf die Arbeits-
leistung haben. 

Keinen Arbeitslohn stellen dagegen sol-
che Vorteile dar, die bei objektiver Wür-
digung nicht als Entlohnung, sondern 
lediglich als notwendige Begleiterschei-
nung sog. „betriebsfunktionaler Zielset-
zung“ anzusehen sind, die also ganz 
überwiegend im betrieblichen Interesse 
erfolgen. 

In einem Urteil aus dem Jahre 2004 
(BFH, Urt. v. 07.07.2004 – Az. VI R 
29/00, BStBl 2005 II 367), welches ein 
Bußgeld wegen eines Parkverstoßes 
betraf, hatte der BFH dieses betriebliche 
Interesse noch angenommen.  

Mit der aktuellen Entscheidung hat er 
nun seine bisherige Rechtsauffassung 
ausdrücklich aufgegeben.  

Entscheidend für die Beurteilung soll 
danach sein, dass der Arbeitgeber auf 
einem rechtswidrigen Verhalten seinen 
Betrieb nicht „aufbauen“ dürfe. Dies un-
anhängig davon, ob er entsprechen 
Rechtsverstöße angewiesen und „nur“ 
geduldet habe. Damit könnten jedenfalls 
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keine beachtlichen betriebsfunktionalen 
Gründe vorliegen.  

Es ist darauf hinzuweisen, dass neben der – 
nachträglichen - Lohnsteuerzahlung in die-
sen Fällen auch noch die Nachzahlung von 
Sozialversicherungsbeiträgen auf diesen 
Betrag hinzukommen dürfte.  

 
Frank Geissler 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Transport-  
und Speditionsrecht 
 
Schlagworte: § 19 EStG, Lenkzeitverstoß, Bußgeld-
übernahme, Arbeitgeber, Lohnsteuer 
 
  

Haftung für fehlerhafte Stauung - 
Artikel 17 Abs. 5 CMR 

 
In dem vom Landgericht München II zum 

Aktenzeichen 4 HKO 5614/13 vom 
6. Februar 2013 angesprochenen Urteil 
wurde der von uns in Anspruch genom-
mene Unterfrachtführer aus Artikel 17 

Abs. 5 CMR zur Zahlung verurteilt. Diese 
Klausel fristete bis dahin ein Schatten-

dasein. Zu Unrecht, wie das Landgericht 
München II entschied.  

 
Dem Urteil liegt folgender Sachverhalt 
zugrunde: 
 

Sachverhalt 
 

Die beklagte Spedition übernahm in Lu-
xemburg von der klagenden Spedition eine 
Palette mit Gummirollen und Klebstoff. Die 
Beklagte setzte für die geplante Reise in die 
Türkei einen Unterfrachtführer ein. Der Un-
terfrachtführer verfügte nur über einen 
Kühlkoffer. Dieser hatte baulich bedingt kei-
ne Laschösen Eine Sicherung der Ware 
mittels Gurten war nicht möglich. Klemm- 

und Spreizstangen waren aber vorhan-
den. Diese hatten allerdings keine aus-
reichende Sicherheitskraft zum Verhin-
dern eines Verschubs.  
 
Die Sendung wurde jeweils mit 2 
Klemmstangen gesichert.  
 
Streitig war, ob der Fahrer bei der Bela-
dung dabei war. Frachtvertraglich war 
die Klägerin zur Beladung verpflichtet.  
 
Bei Ankunft in der Türkei wurde ein 
Transportschaden festgestellt. Auf dem 
Transport kippten die im hinteren Teil 
des Aufliegers positionierten drei Palet-
ten nach vorn und drückten die beiden 
Kartons mit Klebstoff und die beiden 
weiteren Rollen ein. Entsprechende Ab-
schreibungen wurden bei Ankunft vor-
genommen.  
 
Ein Sachverständiger kam zu dem Er-
gebnis, dass die durchgeführte La-
dungssicherung mit Klemm- bzw. 
Spreizstangen nicht ausreichend war. 
Hierdurch wurden die Belastungen des 
üblichen Fahrbetriebs nicht verhindert. 
Der Sachverständige bezeichnete die 
Ladungssicherung als unzureichend und 
die Stauung als mangelhaft. Das Sach-
verständigengutachten wurde von bei-
den Parteien akzeptiert.  
 
Gestritten wurde vor dem Landgericht 
München II nunmehr vor allem über die 
Frage, welche Auswirkungen diese 
mangelhafte Stauung und mangelhafte 
Ladungssicherung auf den Schadenser-
satzanspruch hatte.  
 

Haftungsfreiheit nach Artikel  
17 Absatz 4 CMR  
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Die Beklagte berief sich auf die Haftungs-
freiheit nach Artikel 17 Abs. 4 CMR. Denn 
hiernach hat der Frachtführer nicht für Feh-
ler bei der Verladung einzustehen. Wir be-
riefen uns dagegen auf eine vorsätzliche 
Herbeiführung des Schadens. Wir hielten 
Artikel 17 Abs. 4 CMR für nicht anwendbar. 
Denn es war unserer Auffassung nach die 
Pflicht des Frachtführers (bzw. Unterfracht-
führers), entsprechende Ladungssiche-
rungsmaßnahmen jedenfalls mitzuführen 
und bei der Erkennbarkeit von möglichen 
Schäden hierauf hinzuweisen.  
 

Die Entscheidung 
 
Das Landgericht entschied salomonisch auf 
Teilung des Schadens. Das Landgericht 
ging von einem grundsätzlichen Haftungs-
ausschluss nach Artikel 17 Abs. 4 CMR 
aus. Denn das Beladen der Güter erfolgte 
durch die Absender. Die Verladung war 
nicht ordnungsgemäß. Es konnte nicht ge-
zeigt werden, dass der Staumangel vorsätz-
lich von der Beklagten herbeigeführt wurde.  
 

Mitverursachung des Schadens  
Artikel 17 Absatz 5 CMR 

 
Allerdings muss sich die Beklagte den durch 
ihren Unterfrachtführer herbeigeführten 
Umstand der fehlenden Realisierbarkeit von 
Ladungssicherung im Rahmen des Artikel 
17 Abs. 5 CMR als eine Mitverursachung an 
der Entstehung des Schadens zu rechnen 
lassen. Die Beklagte bzw. deren Unter-
frachtführerin führte nicht ausreichende La-
dungssicherungsmittel mit. Dies hielt die 
Kammer der Beklagten vor.  
 
Daneben lastete die Kammer der Beklagten 
an, „dass der Fahrer des Unterfrachtführers 
der Beklagten bei äußerster Sorgfalt die 
Entstehung des Schadens hätte vermeiden 
können, wenn er während oder nach der 

Verladung auf die Stauungsmangel hin-
gewiesen hätte“.  
 
Zwar soll den Frachtführer grundsätzlich 
keine Pflicht zur Nachprüfung der Bela-
dung und der Verstauung treffen. Es 
kommt aber, so die Kammer, im Rah-
men von Artikel 17 Abs. 5 auch auf die 
Möglichkeiten der Vermeidung des 
Schadens an. Hier hätte der Fahrer bei 
sorgfältiger Überprüfung die Schadens-
geneigtheit erkennen können. Das Ge-
richt ging insoweit von einem evidenten 
Lademangel aus. Ordentliche Tätigkeit 
als Frachtführer hätte der Frachtführer 
im Rahmen der Kontrolle auf Betriebssi-
cherheit diesen Mangel entdecken müs-
sen. Wenn der Fahrer hierauf nicht hin-
weist, haftet der Frachtführer nach Arti-
kel 17 Abs. 5 CMR wegen des Unterlas-
sens einer Warnung.  
 
Das Gericht teilte dann vor diesem Hin-
tergrund den Schaden hälftig. 
 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 
Wir halten Sie natürlich unterrichtet. 
 
Michael Karschau 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Transport-  
und Speditionsrecht 
Fachanwalt für Versicherungsrecht 
 
Schlagworte: Artikel 17 Abs. 5 CMR, Ladungssi-
cherung, Betriebssicherheit, Ladungssiche-
rungsmittel, Mitverursachung des Schadens 
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Kein Beginn der Obhutshaftung 
nach §§ 425 ff. HGB bei eigen-

mächtiger Verladung 
 

BGH - Urteil vom 28.11.2013, Aktenzei-
chen: I ZR 144/12 

 
Leitsätze 

 
Wird der Frachtführer (oder eine von ihm 
eingesetzte Hilfsperson) vor der Beendi-
gung des gemäß § 412 Abs. 1 Satz 1 HGB 
allein dem Absender obliegenden Verlade-
vorganges ohne dessen Kenntnis und Billi-
gung beim Verladen des Transportgutes 
tätig, folgt daraus nicht, dass der Frachtfüh-
rer das Gut schon zu Beginn seiner eigen-
mächtigen Mitwirkung bei der Verladung im 
Sinne von § 425 Abs. 1 HGB in seine Obhut 
genommen hat. 
 
Verlädt der Frachtführer oder eine Hilfsper-
son das Transportgut eigenmächtig und 
kommt es dabei zu einer Beschädigung des 
Gutes, begründet dies einen Schadenser-
satzanspruch des Auftraggebers gegen den 
Frachtführer gemäß § 280 Abs. 1 Satz 1 
BGB. 
 
Die Vorschrift des § 433 HGB schließt Gü-
terschäden unabhängig vom Zeitpunkt ihrer 
Entstehung generell von ihrem Anwen-
dungsbereich aus. 
 

Sachverhalt 
 
Die Klägerin ist führender Transportversi-
cherer der R. GmbH. Diese unterhält ein 
Lager bei der Streithelferin der Klägerin in 
Regensburg. Die Beklagte wurde von der R. 
GmbH mit der Beförderung von acht Kisten 
mit Laststufenschaltern zu einem Wert von 
je EUR 16.581,00 nach Kanada beauftragt. 
Für die Abholung wandte sich die Beklagte 

an ihre Streithelferin, welche ihren Fah-
rer zum Lager nach Regensburg schick-
te.  
 
Dort verluden die Mitarbeiter der Lager-
halterin sechs der Kisten auf den An-
hänger. Da dieser nun voll war, sollten 
die übrigen zwei Kisten in den Motorwa-
gen verladen werden. Hierfür stellten die 
Mitarbeiter der Lagerhalterin die Kisten 
auf dem Flurfördergerät bereit, während 
der Fahrer den Wagen an die Rampe 
fuhr. Dort angekommen, begann der 
Fahrer mit der Verladung, obwohl die 
Mitarbeiter der Lagerhalterin ihn weder 
dazu aufgefordert bzw. angewiesen hat-
ten, noch überhaupt anwesend waren. 
 
Die Kisten kippten um und fielen auf die 
Ladefläche, da der Fahrer das Flurför-
dergerät aus Unkenntnis falsch verwen-
dete und ein Herunterfallen nicht verhin-
dern konnte. 
 
Die Klägerin klagt nun in gewillkürter 
Prozessstandschaft und aus überge-
gangenem Recht auf Schadensersatz in 
Höhe von EUR 33.162,00. 
 

Entscheidung der Vorinstanzen 
 
Der beim LG Regensburg eingereichten 
Klage wurde stattgegeben.  
 
Das OLG Nürnberg, als Berufungsge-
richt, hat die Entscheidung des LG auf-
recht erhalten. 
 
In seiner Entscheidung hat das OLG 
insbesondere herausgestellt, dass die 
Klägerin berechtigt sei, den nach Regu-
lierung des Schadens auf die Versiche-
rer übergegangenen Schaden im Wege 
der gewillkürten Prozessstandschaft 
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auch für die übrigen Versicherer geltend zu 
machen.  
 
Die Verladung des Gutes sei Aufgabe der 
Mitarbeiter der Lagerhalterin gewesen, 
weshalb der Fahrer des Streithelfers der 
Beklagten durch seine eigenmächtige Ver-
ladung der beiden restlichen Kisten objektiv 
pflichtwidrig und schuldhaft gehandelt hat. 
Da die Verladung nach § 412 Abs. 1 Satz 1 
HGB der Absenderin und somit den Mitar-
beitern ihrer Lagerhalterin obläge, habe der 
Fahrer durch die unberechtigte Beladung 
ohne das Wissen und Wollen der Lagerhal-
terin gegen seine vertragliche Pflicht ver-
stoßen. Da er nach eigenen Angaben noch 
nie ein elektrisches Flurfördergerät bedient 
habe, sei sein Verhalten auch schuldhaft. 
Dieses Verhalten sei nicht der Lagerhalte-
rin, sondern der Beklagten zuzurechnen.  
 
Diese müsse den entstandenen Schaden 
auch in voller Höhe von EUR 33.162,00 
tragen und könne sich nicht auf die Haf-
tungsbegrenzung des § 433 HGB berufen. 
Zwar sei die Beklagte als Fixkostenspedi-
teurin im Sinne von § 459 HGB beauftragt 
worden und somit wäre die Frachtführerhaf-
tung grundsätzlich anwendbar. Da der 
Schaden jedoch bereits vor Beginn des Ob-
hutszeitraums entstanden sei kämen die §§ 
425 ff HGB hier nicht zur Anwendung.  
 
Folglich kann die Beklagte nach §§ 280 
Abs. 1 Satz 1, § 278 Satz 1 BGB haftbar 
gemacht werden.  
 

Einwendungen der Revision 
 
Die Beklagte wendete in der Revision ein, 
der Fahrer habe der Lagerhalterin immer 
bei der Verladung geholfen, daher sei die 
Verladung mit Wissen und Wollen der La-
gerhalterin geschehen und der Fahrer sei 
Hilfsperson der Lagerhalterin und somit der 

Versicherungsnehmerin und nicht der 
Beklagten. Bei einer derartigen Doppel-
funktion des Fahrers als Hilfsperson der 
Absenderin und des Frachtführers müs-
se nach Aufgabenbereichen differenziert 
werden. Überschreite der Fahrer hierbei 
seine Befugnisse eigenmächtig, ge-
schehe dies bei Gelegenheit der Verla-
dung und nicht bei Gelegenheit des 
Transportes.   
 
Zudem müsse, wenn man trotzdem eine 
Haftung der Beklagten annähme,  die 
Frachtführerhaftung zur Anwendung 
kommen, da die Übernahme in die Ob-
hut keine vertragliche Pflicht vorausset-
ze, sondern lediglich einen natürlichen 
Übernahmewillen.  
Hilfsweise würden Güterschäden, deren 
Entstehungsursache außerhalb des Ob-
hutszeitraums liegen, trotzdem unter § 
433 HGB fallen. 
 

Entscheidung des BGH 
 
Der BGH hat die Revision zurück gewie-
sen und sich dabei im Wesentlichen auf 
die Ausführungen des Berufungsgerich-
tes gestützt. 
 
Auch die Darlegung, der Fahrer hätte 
stets bei der Verladung geholfen, könn-
ten hier nicht zum Erfolg führen. Zum 
einen sei unklar, worin diese Hilfe über-
haupt bestanden habe und zum anderen 
habe der Fahrer nicht davon ausgehen 
können, dass die erstmalige Benutzung 
des elektrischen Flurfördergerätes, wel-
ches der Fahrer nie zuvor bedient hat, 
auf das Einverständnis der Lagerhalterin 
stoßen würde. Zudem bestünde in dem 
Tätigwerden ein innerer Zusammenhang 
mit seiner Stellung als Hilfsperson der 
Beklagten, da der Fahrer angab, er habe 
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die Verladung in der Absicht vorgenommen, 
seine Wartezeit zu verkürzen. 
 
Bezüglich des Beginns der Obhut käme es 
maßgeblich auf die zwischen den Parteien 
getroffenen Vereinbarungen an. Besteht die 
Verladepflicht des Absenders nach § 412 
Abs. 1 Satz 1 HGB, übernimmt der Fracht-
führer grundsätzlich erst nach Abschluss 
der Verladetätigkeit. Eine nachträgliche ab-
weichende Vereinbarung könne in dem 
Handeln des Fahrers auch nicht gesehen 
werden, da er ohne Kenntnis und Billigung 
der Lagerhalterin handelte. Ansonsten hätte 
dies zur Folge, dass die Lagerhalterin eine 
Haftungsbegrenzung gegen sich gelten las-
sen müsste, ohne Kenntnis davon und Ein-
fluss darauf zu haben. Darin läge der maß-
gebliche Unterschied zu einer vertraglich 
vereinbarten Übertragung der Verladepflicht 
auf den Frachtführer.  
 
Bezüglich der Anwendbarkeit des § 433 
HGB sei der Wortlaut klar und eindeutig und 
schließe jegliche Schäden am Transportgut 
vom Geltungsbereich aus. Hierfür sei es 
unerheblich, zu welchem Zeitpunkt diese 
entstanden sind. Eine Auslegung über den 
Wortlaut hinaus sei hier nicht geboten.  
 
Die Beklagte haftet in voller Schadenshöhe 
für den vom Fahrer ihrer Streithelferin ver-
ursachten Schaden. 
 
Anja Göbel 
 
Schlagworte: BGH, Urteil vom 28.11.2013, I ZR 
144/12; §§ 425, 433 HGB, 280 BGB; eigenmächtiges 
Verladen; Beginn der Obhutshaftung, keine Haf-
tungsbegrenzung 
 
 
 
 
 

BSU veröffentlicht Abschluss-
bericht für die MSC FLAMINIA 

 
Die Bundesstelle für Seeunfallunter-
suchung (BSU) hat nun den Ab-
schlussbericht zur Havarie der MSC 
FLAMINIA vorgelegt. Dieser Artikel 
soll den 181 Seiten umfassenden Be-
richt zusammenfassen und eine kurze 
Aussicht auf die Regressbemühun-
gen geben. 
 

Unfallhergang 
 
Das Containerschiff MSC FLAMINIA 
befand sich im Juli 2013 auf dem Weg 
von den Vereinigten Staaten nach Euro-
pa. Auf dem Schiff waren 2.876 Contai-
ner unterschiedlicher Größen gestaut. 
Davon enthielten 149 Gefahrgüter. 
 
Am 14. Juli 2013 entstand ein Brand in 
Luke 14, den die Besatzung mittels Ein-
leitung von CO2 sowie einer Kühlung des 
Lukendeckels zu löschen versuchte. 
Dennoch kam es zu einer Explosion, 
durch die vier Besatzungsmitglieder ver-
letzt wurden. Ein Besatzungsmitglied gilt 
seitdem als vermisst. Zwei der vier Ver-
letzen erlagen später ihren Verletzun-
gen. 
 
Nachdem die Besatzung das Schiff ver-
lassen hatte, trieb das Schiff zunächst 
auf dem Atlantik. Im Rahmen der durch-
geführten Lösch- und Bergemaßnah-
men, wurde das Schiff vor die Küste Eu-
ropas geschleppt. Erst nach einer länge-
ren Irrfahrt konnte das Schiff schließlich 
in Wilhelmshaven anlegen und eine Ber-
gung der Ladung vorgenommen werden. 
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Unfallursache 
 
Da der Brand zunächst unter Deck in Luke 
14 ausbrach, untersuchte die BSU die dort 
verladenen Container und deren mögliche 
Auswirkung auf den Brand sowie die an-
schließende Explosion. Aufgrund fehlender 
Brennbarkeit wurden zunächst diverse La-
dungen, wie zum Beispiel 63 Container Bier 
und zwei Container Chilisauce, als Brandur-
sache ausgeschlossen. Dennoch kann auch 
die BSU abschließend keinen eindeutigen 
Schadenshergang rekonstruieren.  
 
Der Bericht kommt daher zu dem Schluss, 
dass aus defekten Chemikaliencontainern 
langfristig brennbare Gase entwichen sein 
müssen. Sodann sei es zu einer Verpuffung 
und einem anschließenden Schwelbrand 
gekommen. Dieser habe dann die umlie-
genden Container mit Chemikalien erhitzt, 
bis es zu einer Explosion gekommen sei. 
Auch eine Staubexplosion könne nicht voll-
ständig ausgeschlossen werden. 
 
Die Brandbekämpfungsmaßnahmen an 
Bord seien teilweise unzureichend und ver-
zögert abgelaufen. Der Besatzung seien 
diverse kleine Fehler unterlaufen. Allerdings 
könne hier nicht abschließend festgestellt 
werden, ob diese die Brandbekämpfung 
verzögert oder unmöglich gemacht hätten. 
Die BSU weist darauf hin, dass ein Feuer in 
einer Ladeluke aufgrund der schlechten 
Erreichbarkeit grundsätzlich nur schwer bis 
gar nicht zu löschen sei. So könne meist 
lediglich der Status Quo erhalten werden. 
Darüber hinaus habe die MSC FLAMINIA in 
den Ladeluken lediglich über ein CO2-
Löschsystem verfügt. Nach Ansicht der 
Gutachter sei der Brand jedoch lediglich mit 
einem zusätzlichen Wasser-Löschsystem 
zu löschen gewesen. Ein derartiges Lösch-
system sei jedoch nicht zwingend vorge-
schrieben. Die BSU stellt daher die Forde-

rung auf, dass ein derartiges Löschsys-
tem in Zukunft auf allen Containerschif-
fen einzubauen sei. 
 
Auswirkungen auf die Regressbemü-

hungen 
 
Da der Untersuchungsbericht keiner Par-
tei ein eindeutiges Verschulden nach-
weist, dürfte sich die Beweislage hier-
durch nicht, bzw. nur geringfügig verän-
dert haben. Weiterhin dürfte es daher 
auf die Frage ankommen, ob der Ver-
frachter das seinerseits Erforderliche 
getan hat, um den Schaden zu verhin-
dern. Ein Ladungsbeteiligter soll insofern 
darauf vertrauen können, dass jeder 
Verfrachter die Sorgfalt ausübt, die 
„normal“ ist. Fraglich ist jedoch, welche 
Sorgfalt in welchem Falle normal ist. 
Rabe sieht in seinem Kommentar zum 
Seehandelsrecht die Sorgfalt bereits 
dann erfüllt, wenn der Verfrachter die 
Anforderungen der Klasse sowie der 
gesetzlichen Bestimmungen und interna-
tionaler Verträge erfüllt habe. Entschei-
dend dürfte daher die Frage der Vertei-
lung der Beweislast sein. 
 
Analog zur Regelung im Landfrachtrecht 
ist die Beweislast bzgl. der Erfüllung der 
Sorgfaltspflicht unterschiedlich. Grund-
sätzlich hat der Verfrachter nach § 498 
HGB den Nachweis zu erbringen, dass 
er die Sorgfalt eines ordentlichen Ver-
frachters eingehalten hat. Liegt jedoch 
ein Fall des § 499 HGB vor, kann der 
Verfrachter sich auf eine Haftungsbefrei-
ung berufen. Diesen Haftungsaus-
schluss kann der Anspruchsteller nur 
dann durchbrechen, wenn er nachweist, 
dass der Verfrachter nicht die erforderli-
che Sorgfalt angewendet hat. Insofern 
kommt es zu einer Beweislastumkehr. 
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Im Rahmen der Seehandelsrechtsreform 
wurde Feuer aus den besonderen Scha-
densursachen des § 499 HGB herausge-
nommen. Dies hat zur Folge, dass, sofern 
deutsches Seefrachtrecht Anwendung fin-
det, die Regelung des § 498 BGB einschlä-
gig ist.  
 
Dies betrifft zunächst die Conti 11. Contai-
ner Schifffahrts-GmbH & Co. KG „MSC 
FLAMINIA“ als Eigentümerin der MSC 
FLAMINIA. Da diese nicht Betreiberin, son-
dern lediglich Eigentümerin des Schiffes 
war, müsste sie insofern nachweisen, dass 
die technische Ausrüstung an Bord den gel-
tenden Standards entsprach. Aufgrund der 
vielen kleinen Defekte an Bord dürfte ein 
derartiger Nachweis jedoch relativ schwierig 
zu erbringen sein, sodass die Erfolgsaus-
sichten dieses Anspruchs zumindest leicht 
überdurchschnittlich sein dürften. Allerdings 
kann sich die Eigentümerin auf den Haf-
tungsfonds berufen, sodass eine Deckelung 
der Ansprüche erfolgen würde. 
Ein Anspruch gegen die Reederei MSC un-
terliegt, aufgrund der entsprechenden 
Rechtswahlklausel in den Konnossementen 
und Seefrachtbriefen, dem englischen 
Recht. Anders als im deutschen Recht gilt 
hier weiterhin der Haftungsausschluss Feu-
er. Insofern müsste hier nachgewiesen wer-
den, dass MSC nicht die erforderliche Sorg-
falt angewendet hat. Für einen derartigen 
Nachweis enthält der Untersuchungsbericht 
jedoch keinerlei Nachweise. Der Anspruch 
gegen MSC dürfte insofern lediglich unter-
durchschnittliche Erfolgsaussichten haben. 
 
Spannend dürfte daher ein Anspruch gegen 
einen etwaigen deutschen Spediteur sein. 
Hier kommt es insbesondere darauf an, ob 
der Spediteur in seinen Transportbedingun-
gen eine Haftung für Feuer an Bord eines 
Seeschiffs ausgeschlossen hat. Wie bereits 
in unserem Newsletter 2/2013 ausführlich 

berichtet, wurde Feuer zwar aus der ge-
setzlichen Regelung des § 499 HGB 
entfernt, allerdings kann der Frachtführer 
und Spediteur einen derartigen Haf-
tungsausschluss vertraglich wieder ein-
führen. Hat der Spediteur einen derarti-
gen Haftungsausschluss nicht in seine 
Transportbedingungen aufgenommen, 
haftet er daher für den entstandenen 
Schaden. 
 

Fazit 
 
Wie im Untersuchungsbericht der BSU 
mehrfach hervorgehoben, konnte eine 
genaue Schadensursache nicht identifi-
ziert haben. Ob letztendlich eine falsche 
Stauung der Ware, oder eine mangelhaf-
te Verpackung ursächlich war, kann 
nicht mehr festgestellt werden. Insofern 
kann durch den Untersuchungsbericht 
kein eindeutiges Verschulden nachge-
wiesen werden. Die Auswirkung des 
Berichts auf die weitere Entwicklung der 
gerichtlichen Auseinandersetzung über 
die Haftung der Ladungsschäden dürfte 
daher nur sehr gering sein.  
 
Als Ladungsinteressent dürfte, aufgrund 
der oben beschriebenen Gründe, ledig-
lich ein Anspruch gegen den Spediteur 
erfolgversprechend sein, sofern der 
Spediteur nicht die Haftung für Feuer 
vertraglich ausgeschlossen hat. 
 
Für deutsche Spediteure sollte dieser 
Schaden noch einmal als eindeutige 
Warnung zu verstehen sein, die Trans-
portbedingungen, sofern nicht bereits 
geschehen, entsprechend anzupassen. 
 
Mr Hannes Gärtner L.L.M. 
 
Schlagworte: MSC FLAMINIA, § 498 HGB, Haf-
tungsausschluss wegen Feuer, Bundesstelle für 
Seeunfalluntersuchung 
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In eigener Sache:  
 

Wir freuen uns  
 

eine neue Mitarbeiterin in unserem Team begrüßen zu dürfen: 
 

Anja Göbel   
 

 
 

ist im schönen Schleswig-Holstein gebo-
ren und hat nach Ihrem Abitur im Jahr 
2005 angefangen an der Universität 
Hamburg Jura zu studieren. Schon wäh-
rend des Studiums ist sie im Schwer-
punkt internationales Privatrecht das 
erste Mal mit Internationalem Handels-
recht, den Incoterms und Übereinkom-
men wie der CMR in Berührung gekom-

men und das Interesse an transport-
rechtlichen Fragestellungen war ge-
weckt. 
 
Nach dem ersten Staatsexamen hat 
Frau Göbel ihr Referendariat in Schles-
wig-Holstein und Hamburg absolviert. 
Auch hier sammelte sie transportrechtli-
che Erfahrungen und verbrachte ihre 
Anwaltsstation bei einer Hamburger 
Transportrechtskanzlei. Ihr Referendari-
at schloss Frau Göbel im Jahr 2013 mit 
dem Bestehen des zweiten Staatsex-
amens ab. 
 
Frau Göbel ist seit 01.03.2014 für uns 
tätig und arbeitet derzeit im Dezernat für 
Umzugsrecht. 
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